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BERICHT
DATUM: 22.09.2020
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Organisation der Bundesrechtspflege

In der Herbstsession wurde der Geschéftsbericht des Bundesgerichts 2019 von den
Réten zur Kenntnis genommen und gutgeheissen. Die Sprecherin und der Sprecher der
GPK und der Subkommissionen Gerichte - Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) und
Philippe Nantermod (fdp, VS) - empfahlen dem Nationalrat, den Bericht zu genehmigen,
und fassten die wichtigsten Elemente zusammen.

Die Geschiéftslast sei - vor allem in der strafrechtlichen, der zweiten zivilrechtlichen
und den beiden 6ffentlich-rechtlichen Abteilungen - nach wie vor sehr hoch, habe aber
trotz Pensionierung und Ersatz von 6 von 38 ordentlichen Bundesrichterinnen und
Bundesrichtern im Verlauf des Berichtjahres bewaltigt werden kdnnen. Insgesamt seien
7'937 Félle behandelt worden (2018: 8'041). Die Personalstrategie sei angepasst worden
und man habe noch vor Corona Home-Office fir die Gerichtsschreibenden eingefihrt
sowie mit der Beteiligung an einer Institution mit Krippenplatzen flr eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gesorgt.

Die Digitalisierung schreite auch im Rahmen des Projekts «Justitia 4.0» voran, wenn
auch nicht so rasch wie gewtnscht. 2019 sei die Revision des Bundesgerichtsgesetzes
zwar gescheitert, Bundesgerichtsprasident Ulrich Meyer (sp) ersuche die Réte aber, die
nicht strittigen Punkte aus der Revision moglichst rasch wieder aufzunehmen.
Weichelt-Picard berichtete auch Uber die Aufsichtsaufgaben, welche das
Bundesgericht gegenliber den anderen eidgendssischen Gerichten hat. Das
Bundesgericht sei 2019 gebeten worden, die Probleme beim Bundesstrafgericht zu
untersuchen. In den Medien waren Fuhrungsschwache und Mobbing vermutet worden.
Der Bundesgerichtsprasident habe sich zuerst zwar noch verhalten optimistisch zur
Lage am Bundesstrafgericht gedussert, allerdings seien Ende 2019 neue Vorwurfe
aufgetaucht, denen das Bundesgericht nun zusatzlich nachgehen musse. Der
Nationalrat nahm den Bundesbeschluss Uber den Geschéftsbericht in der Folge
diskussionslos an.

Der Stéanderat verspurte grossere Lust zur Diskussion Uber den Bericht. Carlo
Sommaruga (sp, GE) erinnerte daran, dass der Jahresbericht des Bundesgerichts in der
Regel im ersten Semester und nicht erst drei Monate vor Ende des Jahres debattiert
werde. Covid-19 habe aber nun zu dieser Verschiebung geflihrt und er behalte sich
deshalb vor, neben seinem Bericht fur die Kommission auch ein paar Bemerkungen zu
aktuellen Ereignissen einfliessen zu lassen. Auch er ging auf die Fallzahlen ein: 2019
seien 7'884 neue Falle ans Bundesgericht gelangt, 86 mehr als im Vorjahr. Die Zahl
pendenter Félle habe im Vergleich zum Vorjahr hingegen marginal abgenommen. Im
Schnitt habe die Zeit fur die Erledigung eines Falls 140 Tage betragen.

Sommaruga hob aus dem Bericht weiter hervor, dass die Berufungskammer des
Bundesstrafgerichts noch immer nicht in einem anderen Geb&ude untergebracht sei,
wie dies eigentlich geplant gewesen war.

Das Bundesverwaltungsgericht habe 2019 mit 6'965 neuen Féllen ebenfalls eine hohe
Geschaftslast gehabt, fihrte Sommaruga weiter aus; mit 7'157 erledigten Prozessen und
einer Verringerung der Dauer eines Falls (von 2018 durchschnittlich 284 auf 264 Tage)
hatten die Pendenzen aber abgebaut werden kénnen.

Auch im Stéanderat war die Untersuchung der Vorkommnisse beim Bundesstrafgericht
Thema. Leider - so Sommaruga - sei der Untersuchungsbericht gleichzeitig bei der GPK
und bei der Presse gelandet, was viel Arger ausgelost habe. Die Geschichte sei aber
noch nicht zu Ende.

In der Folge nahm Bundesgerichtsprasident Ulrich Meyer als Gast der kleinen Kammer
Stellung zu diesem «Fall Bellinzona». Man habe bereits im Januar 2020 mit der
Untersuchung begonnen und dann den Abschlussbericht im April 2020 gleichzeitig im
Internet aufgeschaltet und der GPK abgegeben. Dies entspreche der eigenen Praxis und
sei mit der Subkommission Gerichte abgesprochen gewesen. Nach acht Jahren
Tatigkeit in der Aufsichtsbehdrde des Bundesgerichts wolle er die Empfehlung abgeben,
dass die GPK und die Aufsichtsbehérden zusammenarbeiten und nicht Gegensatze
suchen sollten. Ziel musse es sein, sicherzustellen, dass die Gerichte ordnungsgemass
funktionierten. Dass dies der Fall sei, konne er garantieren. Carlo Sommaruga insistierte
in der Folge, dass die Veroffentlichung des Berichts im Internet mit Namensnennung
nicht abgesprochen gewesen sei.

Ebenfalls bezugnehmend auf ein aktuelles Ereignis stellte in der Folge Beat Rieder (cvp,
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VS) «unverbliimt eine direkte Frage an den Herrn Bundesgerichtsprasidenten», ndmlich
wie er zu Gesuchen auf Verschiebung der Bundesrichterwahlen stehe. In der Tat
standen am folgenden Tag die Gesamterneuerungswahlen des Bundesgerichtes an, bei
denen aufgrund der Forderung der SVP, einen Bundesrichter nicht zu bestatigen, ein
Verschiebungsgesuch der SP diskutiert werden sollte. Meyer argumentierte, dass er sich
als Bundesrichter nicht in parlamentarische Geschafte einmischen wolle. Dies sei
gelebte Gewaltenteilung. Seine persénliche Meinung, nachdem er zwélfmal gewahlt und
wiedergewéhlt worden sei, sei aber, dass man mit einer Verschiebung keine Probleme
|6sen wirde.

Auch der Standerat nahm den Bundesbeschluss schliesslich ohne Diskussion an. '

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Manchmal wird die Mehrheit zur Minderheit, mussten die Beflrwortenden einer Motion
der RK-NR mit der Forderung nach Verlangerung der Covid-19-Verordnung zu Miete
und Pacht wahrend der ausserordentlichen Session zur Bewaltigung der Corona-Krise
erfahren.

Mit 12 zu 12 Stimmen und Stichentscheid der Prasidentin Fehimann Rielle (sp, GE) hatte
die RK-NR Ende April 2020 die Einreichung einer Motion beschlossen, mit welcher die
per 31. Mai 2020 auslaufende Notverordnung des Bundesrates Uber die Abfederung der
Auswirkungen des Coronavirus im Miet- und Pachtwesen bis zum 13. September 2020
verlangert werden soll. Somit sollen die Mieterschaft sowie Pachterinnen und Péachter
bis Mitte September von einer ausgedehnten Frist zur Bezahlung der ausstehenden
Miet- oder Pachtzinse sowie der Nebenkosten profitieren, bevor die Vermieterseite
respektive die Verpachterin oder der Verpachter aufgrund Zahlungsverzugs zur
ausserordentlichen Kiindigung berechtigt ist.

Im  Nationalrat stand dem  Anliegen  schlussendlich  eine  burgerliche
Kommissionsminderheit bestehend aus 13 Mitgliedern und somit faktisch eine Mehrheit
der Kommission entgegen, die Ablehnung beantragte. Zu dieser speziellen Situation
kam es, weil ein burgerliches Kommissionsmitglied an der Abstimmung bei der
entsprechenden Kommissionssitzung vom 29. April nicht teilgenommen hatte. Die als
solche betitelte Kommissionsmehrheit wusste jedoch auch den Bundesrat im Ricken,
der sich zwar geweigert hatte, Vertragsbeziehungen zwischen Privaten mittels Notrecht
weiterhin zu regeln, einer parlamentarischen Loésung aber nicht entgegenstehen wollte.
Im Nationalrat fand die Motion durch Unterstutzung der SP, der Grlinen und einer
beinahe geschlossenen Mitte-Fraktion dann mit 99 zu 85 Stimmen bei 6 Enthaltungen
auch eine Mehrheit.

Dem Standerat, der sich der Motion am Folgetag der ausserordentlichen Session
widmete, lag ein ablehnender Antrag einer veritablen Kommissionsmehrheit vor. Daniel
Fassler (cvp, Al) erlduterte als Mehrheitssprecher unter anderem, dass diese
Ausdehnung der Geltungsdauer Mietenden, die bereits zu Beginn des Lockdowns die
Mietzinse nicht mehr bezahlen konnten, nichts bringe. Die Vermietenden kénnten die
ausstehenden Zahlungen trotzdem anmahnen und nach Verstreichen der Nachfrist von
90 Tagen die ausserordentliche Kiindigung aussprechen. Hier konne eine Verlangerung
des Notrechts gar kontraproduktiv wirken, da die Vermieterseite allenfalls nicht mehr
l&nger zuwarten wolle. Standerat Sommaruga (sp, GE), der die auf Annahme pladierende
Kommissionsminderheit vertrat, wies speziell auf die dkonomischen Schwierigkeiten
kleinerer und mittlerer Unternehmen hin, die den Sommer Uberdauern wurden und
denen es durch Verlangerung der Notverordnung zu begegnen gelte. Mit 16 zu 22
Stimmen (keine Enthaltungen) stellte sich der Sténderat schliesslich hinter seine
Kommissionsmehrheit, womit das Anliegen vom Tisch war. ?

Nachdem der Bundesrat in seiner Mitteilung vom 8. April 2020 bekanntgegeben hatte,
keine entsprechenden Massnahmen treffen zu wollen, beabsichtigten sowohl die WAK-
NR als auch die WAK-SR, gewissen Betrieben, die ihre Tatigkeit Corona-bedingt
einstellen oder einschranken mussten, die Geschaftsmieten teilweise oder ganz zu
erlassen. Im Vorfeld der ausserordentlichen Session zur Bewaéltigung der Corona-Krise
reichte sowohl die WAK-NR (Mo. 20.3142) als auch die WAK-SR (Mo. 20.3161) eine
entsprechende Motion ein. Wahrend der Vorstoss der nationalratlichen Kommission
Betreibenden von Restaurants und éhnlichen Betrieben fir die Zeit der behdrdlichen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Schliessung 70 Prozent des Mietzinses erlassen sowie einen Hartefallfonds flr
Vermieterinnen und Vermieter in Prufung geben wollte, forderte die standerétliche
Kommission einen vollstandigen Mietzinserlass fur betroffene Kleinunternehmen und
Selbstandige mit einem Bruttomietzins unter CHF 5'000 pro Monat, sofern diese
aufgrund der Beschlusse zur Bekdmpfung des Coronaviruses ihren Betrieb schliessen
oder reduzieren mussten, sowie fur Betriebe, deren Umsatz im Vergleich zum Vorjahr
aufgrund von Covid-19 um mehr als 50 Prozent zurlickging. Wo der Mietzins CHF 5'000
Ubersteigt, sollte ein Anreizsystem dazu beitragen, dass sich die Mieter- und
Vermieterseite auf einen Mieterlass im Umfang von zwei Dritteln einigen. In diesem Fall
wére der Bund verpflichtet, ergdnzend einen Drittel der Bruttomiete bis maximal CHF
3'000 pro Monat beizusteuern, womit ein letzter Drittel zu Lasten der Vermieterinnen
und Vermieter ginge. Die Finanzkommission beantragte fur die Beteiligung des Bundes
einen Nachtragskredit in der Héhe von CHF 50 Mio. Diese Losung kdme jedoch nur
Betrieben zu Gute, die keine anderen Hilfeleistungen - etwa in Form von Corona-
Krediten - in Anspruch genommen héatten.

Der Bundesrat stand beiden Anliegen ablehnend gegenlber, wobei er in seinen
Antworten die in seiner Mitteilung von Anfang April vorgebrachten Grinde wiederholte:
Er stelle sich grundsatzlich gegen Pauschallésungen sowie gegen einen notrechtlichen
Eingriff in Vertragsbeziehungen zwischen Privaten und er habe die Mieter- und
Vermieterschaft dazu aufgerufen, individuelle Lésungen zu finden. Ferner habe er die
Verwaltung beauftragt, bis im Herbst 2020 ein Monitoring zur Situation bei den
Geschaftsmieten zu erstellen, auf dessen Basis bei Notwendigkeit weitere Massnahmen
beschlossen werden koénnten. Betreffend das von der WAK-SR vorgeschlagene
Anreizsystem &usserte die Regierung ferner Skepsis bezlglich dessen Umsetzbarkeit
und ortete Missbrauchspotential. Falls Parteien, die bereits eine Vereinbarung
getroffen hatten, dennoch vom Anreizsystem oder einem weiteren Mietzinserlass
profitieren wirden, wére der Grundsatz der Gleichbehandlung verletzt. Bezlglich des
von der WAK-NR vorgeschlagenen Hértefallfonds hielt der Bundesrat fest, dass dies
seiner Strategie widerspreche, grundsatzlich auf Liquiditatshilfen fur beide Parteien zu
setzen, wobei er auf die bestehende Solidarblrgschaftsverordnung und die damit
einhergehende Méglichkeit der Aufnahme zinsfreier Darlehen, u.a. zur Uberbriickung
von Engpéssen bei Fixkosten, verwies.

Die betroffenen Verbdnde beurteilten die Vorstdsse unterschiedlich. Der Verband
Immobilien Schweiz (VIS) zeigte sich gar verantwortlich flr die Fassung des Stdnderates;
er wolle hiermit Rechtssicherheit schaffen und Kleinunternehmen vor dem Konkurs
bewahren. Wahrend der Mieterverband beide Vorstdsse unterstutzte, dusserte sich der
Hauseigentimerverband kritisch, insbesondere auch gegeniuber dem Uber den
Vorschlag des VIS hinausgehenden Passus, dass samtliche Betriebe davon profitieren
durften, sofern deren Umsatz aufgrund des Coronaviruses im Vergleich zum Vorjahr um
mindestens die Halfte eingebrochen sei. In einem gemeinsamen Schreiben zu Handen
des Parlaments pladierten ferner 15 der grossten Gastronomieunternehmen flr einen
weiteren Vorschlag, gemass welchem die geschuldeten Mietzinse zwischen Méarz 2020
und Februar 2021 dem Umsatz anzupassen seien. Sie erachteten die Beschrankung der
Mietzinsreduktion auf die Dauer der Zwangsschliessung als zu wenig weit gehend, da die
Betriebe auch mittelfristig noch finanziell zu kdmpfen hatten. Eine breite Front aus
betroffenen Betrieben sprachen der Motion der WAK-NR ihre Unterstitzung aus.

In der ausserordentlichen Session zur Bewaltigung der Corona-Krise unterstitzte
jeweils eine Mehrheit im National- sowie im Stadnderat die Motion der jeweiligen
Kommission. Dabei stellte sich die kleine Kammer mit 24 zu 19 Stimmen (keine
Enthaltungen) hinter die Motion der WAK-SR. Im Nationalrat stiess die Motion der WAK-
NR mit 103 zu 77 Stimmen (15 Enthaltungen) gegen den Willen einer aus SVP-
Vertreterinnen und -Vertretern bestehenden Kommissionsminderheit auf Zuspruch. In
der Folge zeigte sich hingegen einmal mehr die Gespaltenheit der beiden Kammern in
Mietrechtsfragen (vgl. etwa hier zu den gescheiterten Mietrechtsrevisionen): So
beschloss die grosse Kammer auf Anraten ihrer Kommission diskussionslos die
Ablehnung der vortags vom Stédnderat beratenen Motion der WAK-SR, womit dieses
Geschaft vom Tisch war. Mit 15 zu 2 Stimmen bei 8 Enthaltungen habe die
nationalratliche Kommission beschlossen, das Geschaft der sténderéatlichen
Kommission abzulehnen, fiihrte Kommissionssprecherin Badran (sp, ZH) im Plenum aus.
Die Kommissionsmehrheit erachte dieses als nicht zielfihrend, ungerecht und
unausgewogen.

Die WAK-SR zeigte sich ihresgleichen wunzufrieden mit dem Vorschlag ihrer
Schwesterkommission. Urspringlich hatte sie mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen
ebenfalls deren Ablehnung empfohlen, da sie sich aufgrund der unterschiedlich starken
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Finanzkraft innerhalb der Mieterschaft gegen eine Pauschallésung fur alle Mieterinnen
und Mieter aussprach. In Anbetracht der unterdessen abgelehnten hauseigenen Motion
und der gegebenen Dringlichkeit sah sich der Stédnderat indes wahrend der
ausserordentlichen Session zu Kompromissen bereit und beschloss - nach Annahme
eines Ordnungsantrages Sommaruga (sp, GE) auf Riickweisung an die Kommission - am
Nachmittag desselben Tages eine abgeénderte Version der Motion der WAK-NR. Diese
sah vor, die Mietzinsreduktion auf Selbstdndigerwerbende und Unternehmen zu
beschranken, die aufgrund der Covid-19-Verordnung 2 ihren Betrieb reduzieren oder
gar einstellen mussten und deren monatliche Bruttomiete CHF 8'000 nicht Ubersteigt.
Diese sollten neu Anrecht auf eine Mietzinsreduktion von monatlich maximal CHF 5'000
Uber die Dauer von zwei Monaten haben, womit der Stdnderat in diesem Punkt auf seine
urspringliche Fassung zurtckkommen wollte. Als nicht umstritten entpuppte sich
zudem die Forderung der nationalratlichen Motion, dass der Bundesrat die Schaffung
eines Hartefallfonds fur die Vermieterschaft prifen solle.

Bundesrat Parmelin, der im Rat Stellung zur abgeénderten Motion nahm, begrisste zwar
den Versuch der gezielten Entlastung kleinerer und mittlerer Unternehmen und
Selbstandiger, die in diesen Zeiten am meisten betroffen seien, hielt davon abgesehen
aber an seiner bisherigen Argumentation fest. Die abgednderte Motion passierte den
Standerat mit 23 zu 19 Stimmen (1 Enthaltung).

Dem Nationalrat lagen zwei Ordnungsantrage Nordmann (sp, VD) und Gléattli (gps, ZH)
vor, die die grosse Kammer dazu verpflichten wollten, noch in derselben Session Uber
die vom Standerat abgeénderte Version der Motion der WAK-NR zu beraten. Diese
fanden jedoch kaum Zuspruch im burgerlichen Lager und wurden beide abgelehnt.
Somit gelangte das Parlament in einem zentralen Punkt der ausserordentlichen Session
bis zu deren Abschluss zu keiner Einigung. Auf der Agenda blieb das Thema dennoch:
Vertreterinnen und Vertreter der Kommission versicherten dem Nationalrat vor den
Abstimmungen Uber die Ordnungsantrage, die WAK-NR werde das Geschéaft bereits in
der kommenden Woche erneut thematisieren.

Als Blamage bezeichnete die NZZ das Versaumnis der beiden Parlamentskammern, bei
einem so dringend scheinenden Problem nach der ausserordentlichen Session keine
Losung prasentieren zu kdnnen. Die NZZ und die AZ schrieben diesen Umstand in erster
Linie der CVP zu, die sich in Bezug auf die Ausgestaltung des Losungsansatzes speziell
gespalten gezeigt habe. Wahrend Daniel Fassler (cvp, Al) als Prasident des VIS die vom
Standerat abgednderte Motion unterstitzt hatte, zeigten sich mit Fabio Regazzi (cvp, TI)
und Leo Mdller (cvp, LU) nationalratliche CVP-Vertreter mit Verbindungen zum
Gewerbeverband gegeniiber den Medien skeptisch. *

1) AB NR, 2020, S. 1649 ff; AB SR, 2020, S. 984 ff; BBI, 2020, S. 8397; Geschéaftsbericht Bundesgericht 2019

2) AB NR, 2020, S. 521 ff.; AB SR, 2020, S. 265 ff.; Medienmitteilung RK-NR vom 29.4.20; NZZ, 4.4.20

3) AB NR, 2020, S. 270 ff.; AB NR, 2020, S. 477 ff.; AB NR, 2020, S. 546; AB NR, 2020, S. 553 f.; AB SR, 2020, S. 219 ff.; AB SR,
2020, S. 267 f.; Medienmitteilung Sekretariat FK vom 2.5.20; Medienmitteilung WAK-NR vom 22.4.20; Medienmitteilung
WAK-SR vom 29.4.20; NZZ, 28.4.20; TA, 29.4.20; NZZ, TA, 30.4.20; AZ, 5.56.20; NZZ, TA, 6.5.20; AZ, NZZ, TA, 7.5.20
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